
Trotz onvisiertem Rücla,ug der Bundeswehr ous Somo/io -

Erster Etoppensieg des deutschen
lmperiolismus
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Das Ende des ersten größeren UNO-Einsatzes der
Bundeswehr scheint absehbar. Doch nicht etwa anti-
militaristischer Widerstand gegen den deutschen
"Blauhelm"-Einsatz zwang die Bourgeoisie zur Kurs-
änderung, sondern die veränderte USA-/UNO-
Taktik. Der geplante Rückzug der U$amerikanischen
Truppen aus Somalia veranlaßt die Bundeswehr zum
Nachziehen. Nach kurzem Kompetenzgerangel zwi'
schen Verteidigungsminister Rühe und Außenmini-
ster Kinkel scheint klar zu sein, daß für die deutsche
Bourgeoisie ein "somalischer Alleingang" (noch) nicht
machbar und wünschenswert ist.

Die Somalia-lntervention der UNO steckt in einer
Sackgasse. Die Kosten für die Unterjochung Somalias,
inklusive des Milizenführers Aidid und seiner Anhän-
ger, stehen in keinem Verhältnis zum bisherigen,
äußerst mageren militärischen Ergebnis. In den USA
tauchten schon erste Erinnerungen an Vietnam auf, an
die "bittere Niederlage", die der US-lmperialismus -
zur Frcude aller Intemationalisten - im Kampf Segen
die Vietminh-Soldaten einstecken mußte. Im Vorfuld
der Rückzugsentscheidung aus Somalia wurde selbst
von bürgerlicher Seite massive Kritikan diesem UNO-
Unternehmen geäußert. Es war die Rede davon, daß
die Wege der UNO 'mit Leichen gepflastert" seien;
Vertreter der internationalen Hilfsoqganisationen for-
derten die UNO auf, die Zvilbevölkerung aus den
Bombardements herauszuhalten. Die Berichterstat-
tung über den a[tagüchen imperialistischen UNO-

Terror konnte - anders als im lrak-Krieg - nicht verhin-
dert werden.

Die brutale Intervention der UNO in Somalia ist al-
lerdings kein Sonderfall. Immer wieder diente diese
Organisation den Imperialisten als Feigenblatt für ihre
we-itweite Unterdrückungs- und Ausbeutungspolitik.
Lenin charakterisierte den Vorläufer der UNO, den
Völkerbund, einmal sehr treffend als "imperialistische

Räuberhöhle". In dieser Tradition fungiert die UNO
als Instrument für die Aufteilung der Welt unter den
Imperialisten. Erinnert sei z.B. an den imperialisti-
schen Uberfall auf den Irak 1991, der mit Zustimmung
der UNO statdand. Unter dem Vorwand, das Selbst-
bestimmungsrecht Kuwaits zu verteidigen, wollte
allen voran der U$Imperialismus die Verfügungsge-
walt über die Ölquelleh sicherctellen und sich gleich-
zeitig des unliebsamen "Antiamerikanets" Hussein
entledigen.

Die aktuellen UNO-Einsätze spiegeln d ie gemeinsa-
men, aber auch die unterschiedlichen Interessen der
imperialistischen Mächte bei der Sicherung ihres inter-
naiionalen Einflusses wider. Und weder in Kambod-
scha noch im ehemaligen Jugoslawien oder in Somalia
gehtes um "humanittire Hilie'. Die Auswirkungen für
äie Zivilbe*,ölkerung dieser Länder sind jeweils ver-
heerend. Aus dem ehemaligen Jugoslawien wird über
'korrupte Blauhelme' in-saraievo berichtet: 

"Die

UNO-sotaaten sind Kriegsgewinnler. Sie bereichern
sich an einer sterbenaeriStaaf (Spiegel 35, 93). In
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Somalia wird die Zvilbevölkerung wahllos unter Be-
schuß genommen, um Rache für Angriffe auf UN-Sol-
daten zu nehmen. Und ganz "nebenbei" graben die
Bundeswehr-Soldaten der Bevölkerung in Somalia
buchstäblich das Wasser ab, u.a. um ihre Uniformen
fachgerecht zu reinigen. Angesichts dieser Tatsachen
ist Kinkels Zelvorstellung, die UNO zum'zentralen
Fr iedenshüter  der  Menschhe i t '  zu  machen
(52,30.09.93) blanker Zynismus - genau wie die SPD-
Propaganda über "friedenserhaltende UNO-Missio-
ngn".

Die Si tuat ion in  der  BRD
Jahrzehntela ng wa ren dem d eutschen Imperia lismus
militärisch die Hände gebunden. Das hat sich mittler-
weile geändert. Stück für Stück streckt die BRD ihre
militärischen Fühler aus - erst einmal im Rahmen der
UNO und NATO. Die Akzeptanz der "Militarisierung

der Außenpolitik" bleibt derzeit immer noch von zen-
traler innenpolitischer Bedeutung, denn bevor scharf
geschossen wird, muß die Bevölkerung auf die außen-
politische "Wende" eingestimmt sein. Allerdings sind
die Herrschenden inder BRD, v.a. seitder Somalia-ln-
tervention, bereits ein gutes Stück weitergekommen.
Beim Staatsbegräbnis eines in Kambodscha eingesetz-
ten Bundeswehr-Sanitäters o.ä. gewöhnt sich der
BRD-Büqger allmählich wieder daran, international"Verantwortung" zu übernehmen.

Wer jetzt immer noch prinzipiell gegen ausländi-
sche BRD-Interventionen eintritt, der wird zum Spin-
ner erklärt. Ein zentrales Element der Gewöhnung ist
die erfolgte "Legalisierung" von Bundeswehr-Einsät-
zen im Rahmen der UNO. Und damit ist eine wichti-
ge innenpolitische Voraussetzung des deubchen Im-
perialismus für den angestrebten Sitz im Weltsicher-
heitsrat erteicht. La nge genug mußte ma n dem US-lm-
perialismus in der Rolle des unumstrittenen Welt-
polizisten zuschauen. Die deutschen Kapitalisten
wollen sich ietzt endlich auch einmal in dieser Rich-

tung veßucherl wie ein Herr Thies, Ressortleiter der
Zeitung Die Welt, so prägnant formulierte:

Deubchland "muß lernen, daß Gewalt in den intema-
tionalen Beziehungen - als letztes Mittel der Politik -
legitim ist. ... Und Deutschland muß schließlich fäihig
sein, das vorläufig Undenlöare zu denken, nämlich
trotz der kabastrophalen Abschnitte in der deubchen
Geschichte zwischen 1914 und 1945 wieder ein Akteur
der Weltpolitik zu sein - sollte der europäsche Inte-
grationsprozeß scheitern oder in einer unbefriedigen-
den Richtung verlaufen'(zit. nach Blätter für deutsche
und intemationale Politik 11,93).

In diesem Sinne wird derzeit die Bundeswehr um-
strukturiert und massiv am Ausbau einer intematio-
nal mobilen Bundeswehr-Eingreiftruppe gearbeite!
um die Erstschlagslopazität des deutschen Imperialis-
mus zu stärken.

Die "rote'  Heidi setzt sich durch -
SPD für UNO-Kampfeinsätze
"Die deutsche Außenpolitik müsse sich auf Blauhelm-
Einsätze zur Erhaltung des Friedens beschränken", do-
zierte Frau Wieczorek-Zeul auf dem SPD-Parteitag
(SZ,19.11.93). Doch selbst unter den letzten sozialde-
mokratischen Feierabend-Pazifisten d ürfte sich her-
umgesprochen haben, daß' friedenserha ltende UNO-
Ma ßnahmen" und "friedensscha ffende UNO-Kampf-
eirsätze" in der Praxis nicht voneinander zu unter-
scheiden sind. Allzuweit her war es mit der "Op-

position" der 'roten" Heidi gegen den (offeneren)
Klose-Kurs eh nicht: Schon ihr Vorschlag fürden SPD-
Leitantrag sprach sich nicht nur für deutsche Blauhel-
me aus/ sondern gleichzeitig auch für das Recht auf"Verteidigung des Auftrags" (mission defense). Da-
rüber hinaus unterstützte er Blockademaßnahmen (in-
klusive Seeblockaden), wo auch schon mal "vor den
Bug'geschossen werden kann. Für solche UNO-Boy-
kottma ßnahmen zwecks A us übung imperialistischen
Drucks traten diese SPD-"Oppositionellen" auch
schon während des Golfkrieges ein.

-r ]-

u-!_{,r u , 'i&
t

1 . .
ttlt"- uf
-t ---

-<-

i,.'5-
. . - :

5\
_t-i-

i\r

Ve rsch iffu n g von M i I itä r-
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Antimil ita ristischer Widerstand
ist nöt ig
Der Widerstand in der BRD gegen die militärischen
Optionen der deutschen Bourgeoisie tendiert gegen
Null. Die Aktionen zum "Tag S" (anläßlich der Enben-
dung der BundeswehrtruPPen nach Somalia) fanden
nur mit minimalster Beteiligung statt. Von der Frie-
densbewegung, die noch in den 80erfahren Hundert-
tausende auf die Straße brachte - vor allem gegen
U$amerikanische Waffen - ist kaum mehr etwas zu
sehen. Aber bei den wenigen übrig gebliebenen Akti-
visten leben die traditionellen pazifistischen Losun-
gendieser Bewegung noch fort. So warauchanläßlich
der Entsendung der Bundeswehr nach Somalia die
Rede von: nersatzloser Abschaffung der Wehrpflicht",
"totaler Entmilitarisierungn, " Abrüstung von untenn,
"Abrüstung statt Sozialabbau" etc. Doch'Krieg, ist die
Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln" - das
heißt, daß die Bourgeoisie in bestimmten Situationen
bereit ist, ihre Interessen auch mit Waffengewalt
durchzusetzen. Dieser Kurs ist weder mit pazifisti-
schen Abrüstungsforderungen noch mit Appellen an
den bürgerlichen Staat zu bekämpfen. Krieg oder Frie-
den sind nicht abhangig vom "guten Willen' iqgend-
welcher bürgerlich-demokratischen Politiker. Nur a uf

der Grundlage einer Klassenpolitik kann gegen den
wiedererstarkten deutschen Imperialismus vorgegan-
gen werden. Entweder die Arbeiterinnen und Arbei-
ter entwaffnen die Bourgeoisie oder diese Bourgeoisie
wird die Lohnabhängigen in den Krieg schicken.
Kleinbüqgerliche, pazifistische (Abrüstungs-) Forde-
rungen schüren lediglich die Illusionen in den büqger-
lichen Staat.

In der jetzigen Phase der innenpolitischen Entwick-
lung, v.a. in der Auseinandersetzung mit der sozialde-
mokra tischen Varia nte imperial is tischer Politilq m uß
d ie Notwend igkeit des r eoolu t i on itre n A nt i milit ar i smu s
verdeutlicht werden. Sozialistinnen und Sozialisten
müssen nicht nur da eingreifen, wo sich antiimperia-
listischer Widerstand regt. Aktionen.gnd Streiks der
Zivildienstleistenden müssenauf die OTV und andere
Gewerkschaften ausgeweitet werden. Prrcteste, z.B.
gegen die Bundeswehr-Indoktrination an den Schu-
len, müssen geplant werden. Mit der Arbeit zur Ver-
teidigung der Rechte von Wehrpflichtigen in der Bun-
deswehr muß begonnen werden. Solche und ähnliche
antimilitaristische Aktivitäten sind eine notwendige
Basis, um Arbeiteraktionen und Streiks Eegen neue
Aktionen des BRD-lmperialismus organisieren zu
können. Denn eins ist sicher: Der Somalia-Eiruatz der
Bundeswehr war nur ein Vorgeschmackr
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